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2. Wirtschaftsstandort Rhein-Berg -

"Businessplanung"” für die strategische Entwicklung

Mit Beschluss vom 21. Juni 2001 hat der Kreistag des Rheinisch-Bergischen Kreises be-
schlossen, dass mit der regional ausgerichteten Wirtschaftsförderungsgesellschaft der Wirt-
schaft ein kompetenter Partner zur Seite stehen soll. Als Wertschöpfungskriterien für die
Gesellschaft wurden eine günstige wirtschaftliche Entwicklung und ein positives Wirt-
schaftsklima angesehen.

Mit Beschluss vom 26. Juni 2003 hat der Kreistag beschlossen, dass regionale Wirtschafts-
förderung weiterhin eine wichtige Aufgabe des Rheinisch-Bergischen Kreises ist. Der vom
Landrat vorzuschlagende Geschäftsführer solle eine neue "Businessplanung" einschließlich
Personalbedarfberechung vorlegen. Ein gleichlautender Beschluss erging von Aufsichtsrat
und Gesellschafterversammlung der RBW.

. Der Kreistag bat die Gemeinden überdies, ihre Gesellschaftsanteile an der RBW auf den
Kreis zu übertragen und aus der Gesellschaft auszuscheiden. Gleichzeitig sollen die Ge-
meinden aber auch weiterhin in geeigneter Weise an regionaler Wirtschaftsförderung betei-
ligt werden. Dies bringt eine strukturelle Veränderung in weiten Teilen mit sich.

Es wird davon ausgegangen, dassdie Ziele von Wirtschaftsstandorten grundsätzlich ähnli-
cher Natur sind. Erfolgreiche Standorte unterscheiden sich von weniger erfolgreichen vor al-
len Dingen durch ihre wirtschaftspolitischen Strategien. Wie in der Privatwirtschaft, muss
auch für die Wirtschaftsförderung die Strategie der Schaffung einer einzigartigen und wert-
vollen Standortpositionierung im Wettbewerb dienen. Der Focus liegt dabei auf bestehen-
den Alleinstellungsmerkmalen, aber auch auf der Schaffung und Entwicklung solcher
Merkmale.

In die Strategieentwicklung eingegangen ist eine erste Untersuchung zur Wettbewerbsfä-
higkeit des Standortes. Danach hat der Rheinisch-Bergische Kreis eine Wirtschaftsstruktur,

die insgesamt wettbewerbsfähiger ist als diejenige Westdeutschlands. Die Stabilisierung
dieser hohen Standortqualität und Entwicklung des Standortes für die Zukunft ist oberstes
Ziel.

Im Rahmen der notwendigen Abgrenzung der RBW zu anderen wirtschaftsfördernden Ein-
richtungen beachtet der"Businessplan" deren Kompetenzen. Die RBW wird daher nur dort
tätig, wo keine anderen Institutionen vorrangig tätig sind. Ferner wird der Gedanke der Ver- -
netzung und arbeitsteiligen Erarbeitung von im "Businessplan" niedergelegten Projekten
konsequent umgesetzt. Damit trägt der "Businessplan" auch insoweit der 1999 erfolgten
Leitbildentwicklung für die RBW Rechnung. Stärker als bisher soll neben den weichen
Standortfaktoren auch wieder das produzierende Gewerbe in den Blickpunkt gelangen.
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| Strategische Schwerpunktsetzung .

Als Leitlinien einer Strategie zur Entwicklung des Wirtschaftstandortes sind drei differenzie-
rende Schritte zu nennen:

1. Entwicklung der Kernkompetenzen der hiesigen Wirtschaft (Cluster) mit überregiona-
ler Vermarktung.

2. Angebote für Unternehmen auf Kreisebene: ,

a) Entwicklung und Moderation von Unternehmensnetzwerken für die Cluster, :

b) allgemeiner Firmenkundenservice einschließlich des Impuls Nachwuchs,

c) Binnen- und Aussenmarketing.

3. Konsequente Zusammenarbeit aller Wirtschaftsförderungen (örtlicher und regionaler)
sowie der Wirtschaft und wirtschaftsnahen Einrichtungen.

Die o.g. Leitlinien waren Gegenstand der Diskussion in einem Workshop mit sämtlichen
Wirtschaftsförderern der Region. Als Tatsache wurde festgestellt, dass es eine Be-
standsaufnahme des Wirtschaftsprofils des Kreises noch nicht in verwertbarer Form gibt.
Das Agiplan-Gutachten für den Kreis und die Cluster-Analyse auf Regio Ebene waren zwar
ein Einstieg in dieses Thema, können aber nicht die nötig Trennschärfe herstellen. Beide
Untersuchungen geben insbesondere keine konkreten Handlungsschritte für die Wirt-
schaftsförderung vor. = ’

Die Wirtschaftsförderer schlugen daher gemeinschaftlich die o.g. Schritte zur Umsetzung
der Strategie vor. Das folgende Schaubild gibt die Struktur der "Wirtschaftsinitiative" im
Rheinisch-Bergischen Kreis wieder:
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Entwicklung der Kernkompetenzen Bu |

Zur Ermittlung der wirtschaftlichen Alleinstellungsmerkmale im Rheinisch-Bergischen Kreis
‚ist zunächst eine Bestandsaufnahme zum Wirtschaftsprofil durchzuführen.. Änschließend ist
“in Abstimmung mit Wirtschaft und Kommunen festzulegen, welche Kernkompetenzen zu
echten Clustern ausgebildet werden. Bestandteil der Kernkompetenzen werden mit Bezug
zu den bisherigen Aktivitäten der Tourismus sowie die Seniorenwirtschaft 50 Plus sein.

BeiderEntwicklungder Kompetenzielderist&8Aufgabeder RBW,zunächsteineBe:
| standsanalysezum WirtschattsprofildesRheinisch-Bergischen Kreisesdurchzuführen.Auf

dieserBasis sinddieKompetenzfelder/Cluster konkretzudefinieren.Hierumwirdsichim |
WeitereneinHandlungsfeldentwickeln, on

‘Neben der Ermittlung der Kernkompetenzen der Wirtschaft muss auch die Wirtschaftsförde-
rung ihre eigenen Kompetenzen transparent und abrufbar machen.

Der mit dem Strategieworkshop der Wirtschaftsförderer eingeleitete Prozess der Harmoni- \
sierung der kommunalen Wirtschaftsförderungseinrichtungen ist Grundlage für den Aufbau
eines stabilen Netzwerkes, in dem jeder auf Kompetenzen anderer Partner zurückgreifen
kann und ein hohes Maß an Informationsaustausch herrscht. Wirtschaftsförderung muss
dafür, stehen, sog. "Kümmerer" für die Zielgruppen zu sein.

| ferverabredet worden.Ebensoistbeschlossenworden,dassregelmässigeralsbisherAr-
‚ beitstreifen stattfinden,andenen alleörtlichenundregionalenWirtschaftsförderer teiineh-
men.

on Handlungsfelder

1. Kompetenzfeldentwicklung 2. =

Cluster entwickeln sich dann positiv, wenn die Voraussetzungen geschaffen.sind, dass die
Partner derselben Wertschöpfungskette die Vorteile des Wirtschaftens am selben Standort
nutzen können. Der Clusterentwicklung liegt deshalb v.a. die Schaffung von Unterneh-
mensnetzwerken zugrunde. Hierüber kann das in der Region um die vorhandenen Bran-

chen bzw. Cluster befindliche Wissen in einer für Betriebe nutzbaren Weise entwickelt und
kommuniziert wird.

Bei der Entwicklung der Kompetenzfelder sind drei Aspekte zu verfolgen:

a. Ein internetgestütztes Portal dient als Businessplattform dazu, das Kompetenzfeld
sichtbarer zu machen. Beispiele aus anderen Standorten zeigen, dass diese Platt-
formen dazu dienen, Zulieferer und Partner in unmittelbarer Nähe zu finden, einen
gemeinsamen starken Marketingauftritt zu realisieren, den ein einzelnes Unterneh-

' men nicht leisten kann und die Standortkompetenzen für die Ansiedlung neuer Un-
ternehmen glaubhaft nach außen zu verkaufen. Gerade der letzte Punkt ist ein .
Grund dafür, warum diese Portale von regionalen Wirtschaftsförderungen ange-
schoben werden müssen. 2

Zur Entwicklung sind wenige Schlüsselunternehmen innerhalb eines Kompetenzfel- |
des sind als Leitbetriebe zu gewinnen.
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Im gleichen Kompetenzfeld tätige Unternehmen werden in dieses Portal sukzessive .
aufgenommen, so dass die Gemeinschaft der Kompetenzfeldmitglieder intern stetig
wächst und damit auch der Wert des Kompetenzfeldes selbst.

Den Betrieben wird durch das Portal die Möglichkeiten gegeben, regional bezogene
Recherchen durchzuführen, Kooperationen .ortsnah einzugehen, in einer Vielzahl

' von Fällen Kapazitäten effizienter zu nutzen, etwa durch eine Börse "Suche & Bie-
te",

Klein- und mittelständische Unternehmer, die gegebenenfalls nicht in der Lage sind

sich selbst über eine Homepage darzustellen, erhalten die Gelegenheit über einen
Steckbrief ein Firmenportrait anzulegen und hierdurch ihr Profil darzustellen.

 Klein- und mittelständische Unternehmer erhalten so ein Gesicht im "Netz".

Unter dem Titel „Nachwuchs frei Haus“ kann das Portal auch für einen Impuls für ;
den Nachwuchs herangezogen werden. Absolventen der Schulen, der berufsbilden-  .
den Schulen oder der Fachhochschulen der Region können ebenfalls per Steckbrief
ins "Netz" gesetzt werden und so unmittelbar den Unternehmen der einzelnen Kom-

petenzfelder zugespielt werden. Für die Absolventen läge der Vorteil darin, auf brei-

ter Ebene in den Betrieben präsent zu werden. Der umgekehrte Weg ist für Unter-
nehmen anwendbar, die im Netz Arbeitskräfte suchen wollen.

. Schlüsselvoraussetzung für ein funktionierendes Kompetenzfeld ist damit die breite
Beteiligung von Betrieben und ggfs. anderer Beteiligter, die einen Beitrag zur wirt-

. schaftlichen Entwicklung leisten können.

b. Die Einrichtung der Kompetenzfelder setzt einen intensiven Dialog mit den Betrieben
voraus. Entscheidend für das Gelingen des Projektes ist es, dass neben den größe-
ren Betrieben auch die mittelständischen und Kleinbetriebe angesprochen werden
und ihren Weg in das Kompetenzfeld finden. Für den Erfolg des Projektes wird es
zwingend erforderlich sein, Betriebsbesuche durchzuführen und dabei das Projekt
vorzustellen. Unter dem Gesichtspunkt der qualifizierten Bestandspflege und des
CRM ist ohnehin erhöhtes Augenmerk auf den Besuch von Betrieben zu legen.

Die RBW hat das Ziel, über den persönlichen Dialog die Unternehmen aufzuschlie-

0. ßen und sie für eine dauerhafte strategische Partnerschaft zwischen Standort und
.  Unternehmerschaft zu gewinnen. Wirklich erfolgreiche Kompetenzfeldentwicklung

wird durch das Engagement beider Seiten getragen.

Die Bewältigung eines sehr weitreichenden Bestandspflegeprogramms setzt voraus,
dass Betriebsbesuche arbeitsteilig durchgeführt werden und ggfs. Kooperationen
gesucht werden. Bei Betriebsbesuchen werden neben den Informationen für die -
Wirtschaftsförderung auch Informationen für die kommunale Beschäftigungsförde-
rung, aber auch die der Arbeitsverwaltung erhoben. Mögliche Kooperationspartner
sind dadurch vorgezeichnet.

c. Neben dem eigentlichen Portal sind für Mitglieder von Kompetenzfeldern klassische
Fachforen immer wieder eine geeignete Form rege miteinander zu kommunizieren
und über neue Entwicklungen informiert zu werden. Die RBW führt derzeit bereits
Wirtschaftsforen durch. Diese Foren haben als Adressaten die Wirtschaft im Allge-
meinen. Für die Zukunft sollte die Themenauswahl auch spezialisierter auf bestimm-
te Industriekerne bezogen sein. oo

Als Angebot. innerhalb der Kompetenzfelder werden unter Berücksichtigung der zu
erfolgenden Bestandsaufnahme erstmals Fachforen veranstaltet werden, die über-

. \ 9 ? ” ' .
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\ regionale Bedeutung haben und sich auch an einen Adressatenkreis richten, der
" nicht nurim Rheinisch-Bergischen Kreis beheimatet ist.

im weiterenProzesshatdieRB\VdietechnischenVoraussetzungenfürdasKompetenz-
.... feldportal zuschaffenundLeitbeiriebezugewinnen,DieweitereGewinnungvon Partnern

| mussarbeitsteiligerfolgen,wobeidiesunterModerationderRB geschieht,Die Organisa-
. tionvonkompetenzfeldbezogenenund regionalübergreifendenFachforenistfortlaufende

| AufgabederRBW. | =

2.Allgemeiner Firmenkundenservice

Der Netzwerkgedanke ist in Zeiten, in denen Informationen wichtige Güter sind und Vor-
aussetzung für effiziente Aufgabenerledigung Arbeitsteilung ist, konsequent weiterzuentwi-
ckeln. Aufgabe von Wirtschaftsförderung ist es dabei, die Unternehmerschaft als Kunden

“ zusammen zu bringen und Angebote für die Unternehmerschaft im Verbund mit anderen. :

Partnern zu erbringen. Im Gegensatz zur Kompetenzfeldentwicklung sollen gebildete Netz-
werke für alle Unternehmen vonInteresse sein. Der allgemeine Firmenkundenservice rich-
tet sich daher an die Unternehmerschaft im Ganzen. '

1.) Existenzgründungsberatung / Unternehmensnachfolge

DerRBWkommenhiereinerseitsBündelungsfunktionenzu,andererseitssindhieräber
auchKonkrete.BeratungsleistungenIneinemsich verändetndenFormatzuerbringen.

- 2.) Fördermittelberatung nn

Der RBWwirdindenProzessdereigenenQualifizierungeinsteigenundnachgeeigneten
Partnernsuchen,dieinder Lagesind spezielleFörderfragenzubeantworten.

= 3.) Krisenberatung |

| DieRBW wirdBeratungsleistungengemeinsam mitdenörtlichen Wirkschaftsförderem

4.) Wirtschaftsgremien .

Die RBWwirdsich personellindieerhöhteAnzahlderWirtschaftsgremiender IHK einbrin- |
M gen.

5.) Projekt Unternehmensnahe Verwaltung

Präsenz Runde der Hauptverwaltungsbeamten und der Wirtschaftsförderer in den Unter-
.. nehmen. Zn

DieRBW wirdinKooperationmitdenörtlichenWirtschaftsfördefungengeeigneteUnter-
nehmenaussuchenunddie Arbeitstagungenvorbereiten.

| 6.) Regionale 2010 ° nn M = |

| DerRBWwirdu.a.die Position desWirtschaftsstandertesRhein.BergaufRegioKöln/ |
. BonnEbenevertfeten. |

M | | 2
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7.) Innovative Wirtschaftsprojekte identifizieren (Benchmarking) | .

DieRBWwirdfortlaufendes Benchmarkingbetreiben,umdemWirtschaftsstandortständig
aktuelleProjekteunterbreitenzukönnen.

8.) Professionelle Kundenbetreuung (Customer Relation Management (CRM)

DieRBW wirddenintensivenDialogmitderWirtschaftpflegen,umhierdurchbedarfsge-
echteAngebotefürdieWirtschaftentwickelnzu können,

9.) Kommunikationsevents (Incentives) | '

Kommunikationseventssindaberauchauf andererEbenedenkbar.

10.) VWM 2006

DieRBWwirdindiesemZusammenhangeineFederführunginreinorganisatorischerHin-
sichtübernehmen,InhaltlichwerdenRBWundStadtBergischGladbachgleichberechtigtan

wirddieRBWaufeinenMitarbeiterderStadtBergischGladbachzurückgreifen.

11. Impuls Nachwuchs |

Mit dem Impuls für den Nachwuchs will die Wirtschaftsförderung den Weg ins Arbeitsleben
für die jungen Menschen verkürzen. Voraussetzung hierfür ist das Wissen der jungen Men-
schen um den eigenen Standort, Hilfe beim Eintritt ins Erwerbsleben, aber auch das Heran-
rücken der Unternehmer an den Nachwuchs.

a.)www.rbw.de\unternehmen-schule (fiktive web-Adresse)

Schulpartnerschaften sind derEinstieg in die Verbindung von Unternehmen und Schulen. In
' Abhängigkeit von der Art der Betriebe lassen sich darüber hinaus Projekte entwickeln, die
eine Bindung der Schüler an die Betriebe ermöglichen und für den Betrieb ein innovatives.
Konzept für das eigene Marketing darstellen können. Die regionale Ausrichtung von Lehr-
stoff oder Lehrmaterialien ermöglicht die oft zitierte Öffnung des Unterrichts auf das Umfeld
der Schule. Projekte in diesem Kontext sind geeignet, Ausbildungs-und Arbeitsplätze zu
schaffen und einen Nachwuchs so auszubilden, wie er am Standort konkret nachgefragt
wird. Der Nachwuchs selbst hat die Gelegenheit eine regionale Karriereleiter zu erklimmen.

AufgabederRBW istesvorallemUnternehmenzugewinnen,derenbetrieblicheTätigkeit
jehrplankonformumgesetztwerdenkann.Hierbeibietensichinsbesonderenaturwissen-
schaftlicheProzessean. Ä

b.) "Nachwuchs frei Haus" |

Das Projekt "Nachwuchs frei Haus" siehtdie ausgewählte Übermittlung von Absolventen an
die Unternehmen vor. Betriebliche Interessen werden hier mit denen von Ausbildungsplatz-
und Arbeitsplatzsuchenden vereint. In der Gegenrichtung können die Unternehmen das
Projekt nutzen, um "Jobs frei Haus" anzubieten.

AufgabederRBWWisteshierzunächstdieKompetenateldentwicklungzubewältigen,Dieses
istMediumfürden"NachwuchsfreiHaus”ImnächstenSchritt gilt es Institutionenzubetei- |

 Jigen,diedenNachwuchsanden Arbeitsmarktentlassen, | |
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€.) Existenzgründungsberatung |

Die Existenzgründungsberatung wird u.a. auch von Absolventen von Fach- / Hochschulen
in Anspruch genommenund stellt damit ebenfalls eine konkrete Leistung für den Nach-

wuchs dar. Konkrete Tätigkeiten der RBW sind im Handlungsfeld ‚allgemeiner Firmenkun-
denservice zu finden. 2 ZZ

d.) Lernwerkstatt NeueMeden —

- Die Lernwerkstatt Neue Medien soll im Bereich der Neuen Medien Defizite auffangen, we .
. sie in verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen immer wieder zu Tage treten. In Koopera-

tion mit einem geeigneten Ausbildungsträger können als ein Beispiel unter dem Titel "La-
dies only" Frauen in einem Bereich Kompetenzen gewinnen, die ihnen den Einstieg ins Be-
rufsleben erleichtern.

DerWirtschaftsförderungkommenindiesemBereich keine eigenenAusbildungsleistungen
zu. Vielmehr gilt es hier geeigneteundinnovativeProjektezuidentifizierenundPartnerfür
derenUmsetzungzufinden, |

e.) Standort 1x 1. - Ein Spiel zum Standort Rhein-Berg

Mit dem. Standortspiel soll der Standort Rhein-Berg durch eine Vielzahl von Fragen er-
schlossen und so dem Nachwuchs spielerisch nahegebracht werden. Zielsetzung ist es
auch hier. einmal mehr Wissen um den Standort zu erlangen, um die eigene berufliche
Laufbahn besser danach ausrichten zu können. Der Gedanke, der einem solchen Spiel

. zugrunde liegt, ist der des Spiels "Trivial Pursuit". Obwohl das Standortspiel einen wirt-
schaftlichen Background haben soll, können Fragen aus jedem anderen Bereich (Kultur,
Sport, Geschichte pp.) Eingang finden. Bei der Erstellung ist Professionalität ein wichtiges
Gebot, weshalb hier eine Verbindung zu einem etablierten Spielehersteller hergestellt wer-

den muss. 0

dieinAbhängigkeitvonihrenbetrieblichenProzessenund Aufgaben selbständigFragen
UndAntworten hefvorbringensollen.DieFinanzierungdiesesSpielessolltedurchdieWirt-
schaftderRegionerfolgen,dasiemitdiesem einmaligenProduktein eigenesMarketing
betreibenkann. | | M

3. Marketing

A. Binnenmarketing |

a.) Wirtschaftszeitung

Ob punkt.RBW oder anderweitiges Medium, die RBW wird auch in Zukunft ein Organ benö-
“tigen, mit dem Informationen transportiert werden können. Eine reine newsletter Ausgabe
auf elektronischem Wege scheidet für diesen Zweck aus. Auf diesem Wege kann der hohe
Anspruch der Gesellschaft ebenso wenig befriedigt werden, wiedie Ansprüche der Kunden.

Die RBWwirdunterBerücksichtigungdermedialenGegebenheitenvorOHeineAnpassung

b.) Wirtschaftspreis |

Die für Wirtschaftsförderung in breitem Konsens formulierte Notwendigkeit, ein wirtschafts-
- freundliches Klima im Rheinisch-Bergischen Kreis zu schaffen, erfordert es auch, regel-

"Businessplantung RBW 2003 . Ü A
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mässig unternehmerisches Engagement zu loben und der breiten Öffentlichkeit vorzuste- ,
len. Herausragende unternehmerische Leistungen sollen daher jährlich einen Wirtschafts- _
preis erhalten. |

So differenziert unternehmerisches Handelns ist, so vielschichtig kann auch die herausra-
. gende Leistung eines Unternehmers sein. Vor dem Hintergrund, dass der Rheinisch-
Bergische Kreis ein überschaubarer Wirtschaftsraum ist, sollte eine Prämierung von Leis-
tungen nicht in verschiedenen Kategorien und damit inflationär erfolgen, sondern lediglich
ein Preis aufgelegt werden. Dessen inhaltliche Kriterien sind von den Wirtschaftsförderern
der Region noch zu bestimmen. Sie sollten sich allerdings an denen überregionaler Preise
orientieren, weil dadurch Prämierte auch überregional prämierbar werden. Ebenfalls zu
bestimmen sein wird die auswählende Jury.

B. Aussenmarketing

a.) Standort-CD

Als Medium für die Darstellung des Wirtschaftsstandortes wird eine CD als Businesscard für
den Standort entwickelt. Auf einer scheckkartengroßen CD können sämtliche aktuell erhält-
lichen Informationen des Internets niedergelegt werden, sodass durch den Wirtschafts- -
standort Rhein-Berg "gesurft" werden kann, ohne das ein entsprechender "User" online ge-
hen muss. Dies hat den Vorteil, dass zu jeder Zeit und an jedem Ort das Medium dezidierte
Informationen zur Verfügung stellt. Attraktives und innovatives Aussehen einer solchen CD
machen diesen Datenträger noch attraktiver. Nach Verabschiedung des neuen "Business-
planes" ist die RBW überdies in der Pflicht, die eigenen Angebote transparent zu machen
und zu kommunizieren. Diese Bedürfnisse können miteinander verknüpft werden.

geeignetzuKommunizieren. 2

b.) Expo Real

Die bereits bestehende Präsenz der RBW bei der Exporeal gilt es im Jahre 2004 zu modifi-
zieren. Der Messestand als solcher muss ein größeres Maß an Botschaften übermitteln
können, als dies bisher der Fall ist. Das reine Bereithalten von einigen wenigen Faltblätter
ist zu ersetzen durch eine Präsentation unseres Standortes und unserer Angebote in ge-
eigneterer Form. Unabhängig davon, dass die RBW keine Gewerbegebiete mehr initiieren
wird, sollten von den Kommunen benannte Flächen gemeinschaftlich in eine (Ü-
ber)regionale Vermarktung einfließen. Die Expo Real ist hierfür das geeignete Forum. Zur
Vorbereitung der Messe wird ein ausreichender Vorlauf einzukalkulieren sein.

Die RBW wirdmitdenKommunen dasPortfolio derzuvermarktendenGewerbeflächenzu:
sammenstellenUmeinegrößereWahrnehmungbeiderExporealzuerlangen, wird nach
Kooperationspartnern gesucht,mitdenenderAuftrittgemeinsamrealisiert werdenkann,

c.) Tourismusmarketing

Die Vermarktung der touristischen Attraktivitäten der Region wird auch in der Zukunft durch
den Verein Bergisches Land Tourismus e.V. erfolgen. Parallel dazu wird allerdings auch
nach geeigneten anderweitigen Kooperationen gesucht. Mögliche Partner, insbesondere

: auch eigener Vermarktungsstrategien, können Köln Tourismus, die Messe Köln und der
Flughafen Köln/Bonn mit seinen Airlines sein.

"Businessplan"ung RBW 2003 . vl .
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DieRBWwirddieVermarktungskonzepiedesVereinesBergischesLandTourismuse.V.
prüfen,Gleichzeitig wirdKontaktmitanderweitigen Kooperationspartnernaufgenommen.Im
Zugeder PrüfungderVermarktungskonzepteund derAuswahlvonKaoperationspartnem
werden.gleichzeitig VorschlägefürgeeigneteWerbemediengemacht,

Namensänderung der Gesellschaft .

Mit der Entwicklung einer wirtschaftspolitischen Strategie für den Wirtschaftsstandort Rhein-
Berg,.der Veränderung des Aufgabenspektrums der Gesellschaft und der drastischen Re-
form des Gesellschafterzuschnitts soll die Gesellschaft auch in äusserlich veränderter Form
in- Erscheinung treten.

Durch eine neue Namensgebung, wie auch die Veränderung bei corporate identity / corpo-
rate design wird die vollzogene Zäsur nachvollzogen und dokumentiert.

Umsetzung der Umstrukturierung I Zeitrahmen ,

In der "Businessplanung" ist eine Vielzahl von Aufgaben niedergelegt, die fortlaufend aus-
zuführen sind und zum Teil auch jetzt wahrgenommen werden. Daneben sind projektbe-
zogene Aufgaben aufgeführt und solche, die aufeinander aufbauen. An dieser Stelle finden
der Übersichtlichkeit halber nur diejenigen Aufgaben Erwähnung, die nicht fortlaufend

wahrgenommen werden.

Bestandsanalyse Wirtschaftsprofil bis 04/04
Definition Cluster bis 07/04
Clusterbezogene Handlungsfelder ab 07/04

überregionale Vermarktung der Kernkompetenzen ab 01/05

Profilierung der Wirtschaftsförderer läuft

Fördermittelberatung ab 04/04
Projekt unternehmensnahe Verwaltung ab 02/04
CRM/ Betriebsbesuche ab 04/04
Impuls Nachwuchs (Projektqualifizierung) . ab 04/04

Standort CD ab 11/04

Einbringung "Businessplan" in GV und AR in 01/04
Namensänderung Gesellschaft in 06/04

"Businessplan”ung RBW 2003 . 47



h ’

. n #

a . \ .



EEE none OB
: u © GESELLSCHAFTSVERTRAG | u

der Rheinisch-BergischenWirtschaftsförderungsgesellschaft
mit beschränkter Haftung

. . l. Abschnitt:

| Allgemeine Bestimmungen

| | 91 | | | |

| Firma, Sitz und Geschäftsjahr der Gesellschaft

(1) Die Gesellschaft führt die Firma oo

"Rheinisch-Bergische Wirtschaftsförderungsgesellschaft mit beschränkter Haftung .

 (RBW)".

(2) Sitz derGesellschaft ist Bergisch Gladbach.

{3) Das Geschäftsjahr der. Gesellschaft entspricht dem Kalenderjahr.

| | | . 52 2.

Gegenstand des Unternehmens

(1) Die Gesellschaft wird ergänzend zum eigenständigen örtlichen Angebot -

wirtschaftsfördernder Leistungen der kreisangehörigenStädte/Gemeinden
Kommunen nach Abstimmung und in Kooperation mit den Gesellschaftern tätig.

| (2) Die Gesellschaft versteht sichals Dienstleistungsunternehmen für die Unternehmen
. im kreisangehörigen Raum und für die Gesellschafter. Zu ihren Aufgaben gehören

insbesondere -

a) Entwicklung und Vermarktung der wirtschaftlichen Kernkompetenzen,
b) Allgemeiner Firmenkundenservice, | u |

\ . c) Standortmarketing,

d) Tourismusförderung, .

Ä a AS” Ä
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e) Unterstützung bei der Entwicklung von Gewerbeimmobilien
| | Standertmarketing-für.den-Rheinisch-Bergischen Krei .

E t [N R . H t G flä en t lie i

(3) Zur Erzielung dieser Geschäftszwecke kann sich die Gesellschaft an anderen

Unternehmen, Gesellschaften und Institutionen unmittelbar oder mittelbar

beteiligen und/oder deren Geschäftsführung übernehmen.

Hierbei ist darauf zu achten, dass die Haftung der Gesellschaft auf einen bestimmten

im vorhinein festzulegenden Betrag begrenzt ist und die Vorschriften des 8 108 Abs.

1 und Abs. 2 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen eingehalten werden.

| s3 | -

Wirtschaftsförderung

(1) Die Gesellschaft verfolgt ausschließlich und unmittelbar Zwecke der

Wirtschaftsförderung im Sinne des Schreibens des Bundesministers der Finanzen

vom 04.01.1996 - IV B 7-52738-17/95. Sie ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel der Gesellschaft dürfen nur für

satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Gesellschafter erhalten keine

Zuwendungen aus Mitteln der Gesellschaft. Keine Person darf durch Ausgaben, die

dem Zweck der Gesellschaft fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe

Vergütungen begünstigt werden.

(2) Bei Auflösung der Gesellschaft sind den Gesellschaftern ihre Einlagen - auch soweit
sie als Zuschuss gewährt und als Rücklagen gebucht worden sind - zurückzuzahlen

und das übrige Vermögen zu steuerbegünstigten Zwecken zu verwenden. Beschlüsse

über die künftige Verwendung des Vermögens dürfen erst nach Einwilligung des .
Finanzamtes ausgeführt werden.

Mm | |
Yb
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. 54 — |
Stammkapital undGeschäftsanteile

(1) Das Stammkapital beträgt . | = |
| |  - 74.300,0052-900,00 EURO

. (inWorten: vierundsiebzigtausenddreihundertzweiundfürfzigtausend EURO).

Das Stammkapital ist vollständig eingezahlt.

(2) An dem Stammkapital sind mitfolgendenGeschäftsanteilen beteiligt: - .

| u -— . EURO.

a). der Rheinisch-Bergische Kreis mit oo. | | -37.900,0015-600-00 \
| b) die Stadt Bergisch Gladbach mit 0 7.020,00

“ die Stadt Burscheidmit . 1.040,00

die Stadt Leichlingen mit 1.820,00 .

die Stadt Wermelskirchen mit 2.600,00
die Gemeinde Kürten mit | 1.040,00

 die.-Gemeinde Odenthal mit | 1.040,00
\ _ die Stadt Overath mit Ä 1.820,00 |

. die Stadt Rösrathmit | | 1.820,00
c) die KSK-Kapitalbeteiligung Holding GmbH der -

.. Kreissparkasse Köln mit . 7.800,006-509.00
—dieSparkasse-Leichlingenmt————— 00 ;

die Stadtsparkasse Wermelskirchen mit 1.300,00

. d) die Bensberger Bank eG. a
die Paffrather Raiffeisenbank eG - | ©
die Raiffeisenbank Kürten/Odenthal eGBeshen-Dürscheid-eG

_ dieRaiffeisenbankOderthaleG |
| die Raiffeisenbank Overath-Rösrath eG u |

| “in Gesellschaft bürgerlichen Rechts mit | 9.100,00

| _ Gesamt | Ä 74.3000,0082.000.00 |

I oo. |
IT | M
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| 85 . | |
Sondervermögen -

(1) Das Sondervermögen der GesellschaftinHöhe von 3.506.605,32 EURO (Stand

31.1 2.2003) wird zZur gezielten Förderung des Unternehmensgegenstandes

eingesetzt. Die Einzelheiten der Verwendung werden in einer gesonderten

Vergaberichtlinie geregelt. Die Organe der Gesellschaft können jährlich bis zu

folgenden Höchstbeträgen Vergaben aus dem Sondervermögen vornehmen:

a) Geschäftsführung | ____ 25.000,00
b)Gesellschafterversammlung_ unbegrenzt

|

|

|

tausendneurhunderteinundashtzig)Daraus-werden-zwei-Fonds- gebildet:

Minifonds255.648-EURO: | |

pro-Projekt-anferdern.-um-Gutachten.Planungen,Bewertungen-etc-unterjährig | |

vorzunehmen--Die-Mittelwerder-zinsios-zur Verfügung-gestelltund-sind-innerhalb

d .. } tenHa | : - | .. hl _ a! Hi ti hi A f
|

 ederan-die-RBWausgezahltwerden.

Maxifonds4.090.335EURO:

4 \ Bond len Zi elip K | IK kredi lie-die Städ

und G Inden für-die-ot a Eördert ic ine 00%
|

.  Anforderung-der-Mitteldureh-di {

Freigabebeschlusses-des-Ertwicklungs-und-Projektausschusses-der-Gesellschaft.

bisherige Abs2und-3-enffallen) .

084
To \



| (2) Im Falle der Auflösung der Gesellschaft oder des Ausscheidens des Rheinisch-

Bergischen Kreises aus der Gesellschaft ist dem Rheinisch-Bergischen Kreis der von

= ihm geleistete Zuschuss - soweit noch vorhanden - zurückzugewähren. Eine
| vorzeitige Rückzahlung kann der Rheinisch-Bergische Kreis nicht verlangen.

' | ZB 56 . 2

Veräußerung und Abtretung von Geschäftsanteilen u =

* Die Veräußerung und die Abtretung von Geschäftsanteilen bedürfen der Zustimmung

der Gesellschafterversammlung. | = \

| ‚87

Verpfändung von Geschäftsanteilen

Die Geschäftsanteile dürfen nicht verpfändet oder sonstwie mit Rechten anderer

0 belastet werden.

. 58 M

\ : . Wirtschaftsplan, Gesellschaftszuschuss

(1) Die Geschäftsführung erstellt unter Beachtung der Bestimmungen des 5 108 Abs. 2

GO NRW. im-Einvernehmen-mit-dem-Aufsiehtsrat einen jährlichen Wirtschaftsplan |
mit Aufwendungen und Erträgen, der von der Gesellschafterversammlung vor

Beginn eines Geschäftsjahres zu beschließen ist. Der Wirtschaftsführung ist eine

fünfjährige Finanzplanung zugrunde zu legen. oo. ‚ =

(2) Zur Deckung etwaiger Verluste aus dem gewöhnlichen Tätigkeitsbereich der

Gesellschaft außerhalb des Sondervermögens nach. S 5 sowie außerhalb der

Betätigungen von Beteiligungsgesellschaften der Gesellschaft, wenn die

Gesellschaft sich zur ganzen oder teilweisen Verlustdeckung verpflichtet hat,—
beispielsweise-im-Bereieh-derFourismusförderung, leistet der Rheinisch-Bergische

Kreis ab-2002jährlieh einen jährlichen Zuschuss in Höhe von

IN
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(in Worten: vierhundertfünfzigtausendfünfhundertelftausenddreihundert EURO)

| an die Gesellschaft. Der Zuschuss soll in vier Teilraten quartalsmäßig gezahlt
werden. Der Rheinisch-Bergische Kreis ist berechtigt, den Zuschuss angemessen
herabzusenken, wenn der Zuschuss andernfalls im Verhältnis zur Ertragstage der

Gesellschaft unangemessen hoch wäre.(2-Sätzeenffallen)--Der Zuschuss des | |
Rheinisch-Bergischen Kreises wird gegen etwaige Verluste der Gesellschaft
gebucht; soweit er diesen Betrag übersteigt, erfolgt eine Verbuchung auf |

gesondertem Rücklagenkonto zugunsten des Rheinisch-Bergischen Kreises.

Abgesehen von den Bestimmungen in nachfolgendem Abs. 3 ist der Rheinisch-
Bergische Kreis nicht zu weiteren Zuschüssen oder einer Verlustabdeckung

. verpflichtet. Die übrigen Gesellschafter sind grundsätzlich weder zu einer
Zuschussgewährung noch einer Verlustabdeckung gegenüber der Gesellschaft

verpflichtet. =

(3) Der Rheinisch-Bergische Kreis verpflichtet sich, für die Wahrnehmung touristister
Aufgaben einen jährlichen Zuschuss in Höhe von

EURO 70.000,00

(in Worten: siebzigtausend Euro)

an die Gesellschaft zu leisten.darüberhinauszur-Leistung-einesjährliehen

Zuschi ie Gesellschaft-in der Höhe_wie die Gesellschaf Be
Verlus leichszahl ie Bersisches Land Touristik GmbH&Co_KG

Gesellschaftzuleisten-verpfliehtet-ist-DabeibeträgtdieObergrenze-fürRa H eisten erB ichteti _Dabeibe ig die-Obersren e
Verl gleichszahl lie Bergisches Land T Istik-GmbH-&.CoKG |

Verbuehung-des-Zusehusses-erfolgtaufgesondertem-Rücklagerkente-zusunsten-des

Rheinisch-Beraischen Kreises.

Baschlü Wirtschaftsplan-bedürfendereinfachenMehrheit-d
G U t ft | - 1 Ei } .. } ; } 1 } . H 1

Städten/Gemeinden-abeegebener Stim men-ebenfalls mehrheitlich dem -
Wirtschaftsnl .

en .
a
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| Organe der Gesellschaft

Organe der Gesellschaft sind: | — |

a)Die Gesellschafterversammlung, .

be) die Geschäftsführung. | |

Ä Il. Abschnitt | | 2

| s 10 —

u Gesellschafterversammlung

(1) In dieGesellschafterversammlung entsenden:
a) der Rheinisch-Bergische Kreis 9 Vertreter (9) |

davon .
| ‚. . den Landrat/die Landrätin des Kreises oder | |

ein/eine von ihm/ihr Beauftragte/r,

” fi} \ A li t } f fö } ; ’ . - " " .

- je Kreistagsfraktion ein Grundmandat

- restliche Vertreter/innen werden vom |
Kreistag bestimmt \

b) die beteiligten kreisangehörigen

Kommunenstädte/Gemeinden je 12 Vertreter (8){16}

b) die KSK-Kapitalbeteiligung Holding GmbH sowie

die Stadtsparkasse Wermelskirchen öffertlieh-rechtlichen

Sparkassen- : je 1 Vertreter (32)

dc) die GbR der Volks- und Raiff- | = |
eisenbanken im Rheinisch-Bergischen: u

Kreis 1-4Vertreter- (41) -

| | | (8220) |

. - \ . L N \ .
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| (2) Die Kommunalvertreter/innen müssen Mitglieder der jeweiligen
Vertretungskörperschaft, Bedienstete der jeweiligen kreisangehörigen.

Städte/Gemeinden oder des Rheinisch-Bergischen Kreises sein. Die Vertretung der

übrigen Gesellschafter richtet sich nach deren gesetzlichen Vorschriften.

(3) Die Gesellschafterversammlung kann Dritten, d.h. Personen, die nicht Vertreter der

‚Gesellschafter sind, durch Beschluss ein Teilnahmerecht einräumen. .

oo 511

Zuständigkeit der Gesellschafterversammlung

(1) DieGesellschafterversammlung beschließt unbeschadet gesetzlicher Vorschriften
und ihr in diesem Vertrag an anderer Stelle zugewiesener Aufgaben über

a) den jährlichen Wirtschaftsplan naek-Verlagedureh-denAufsichtsrat; |
b) die Erhöhung oder Herabsetzung des Stammkapitals, u

c) sonstige Änderungen des Gesellschaftsvertrages,
‘ d) die Aufnahme von Gesellschaftern,

e) die Feststellung des Jahresabschlusses nach Entgegennahme der Berichte der

Geschäftsführungund-desAufsichtsrates und die Verwendung der Ergebnisse, |
f) die Entlastung des Aufsichtsrates, desEntwieklungs-und-Prejektaussehusses-und

der Geschäftsführung,

g) die Geltendmachungvon Ersatzansprüchen gegen Aufsiehtsratmitslieder;

Entwieklungs-und-Projektausschussmitslieder-und-die Mitglieder-der |
Geschäftsführung, |

h) die Auflösung der Gesellschaft, |

i) die Bestellung und Abberufung derGeschäftsführung, oo
j) den Abschluss und die Änderung von Unternehmensverträgen im Sinne der 58 291

und 292 Abs. 1 des Aktiengesetzes,

k) den Erwerb und die Veräußerung von Unternehmen und Beteiligungen,»

oo die Vergabe von Mitteln aus dem Sondervermögen neben der Zuständigkeit der‘ |
Geschäftsführung.



8. |

(2) Beschlüsse zu b), c), d), 8) und h) bedürfen der Mehrheit von 4/5 der abgegebenen _
Stimmen. Ze \

’ s 512 | - |

Einberufung der Gesellschafterversammlung

(1) Die Gesellschafterversammlung ist jährlich - spätestens 6 Monate nach Schluss des

Geschäftsjahres - als ordentliche Gesellschafterversammlung einzuberufen.

Außerdem muss die Gesellschafterversammlung einberufen werden, wenn 2
Gesellschafter, deren Geschäftsanteile mindestens dem zehnten Teil des
Stammkapitals entsprechen, zwei Gesellschafter;-der-Aufsichtsrat,-der
Ertwieklungs—und-Prejektaussehuss oder die Geschäftsführung es für erforderlich

halten. - .

(2) Die Einberufung derGesellschafterversammlung erfolgt durch den Vorsitzenden/die _
Vorsitzende der Gesellschafterversammlung oder seinen/seine Stellvertreter/in
unter Angabe der Tagesordnung durch Brief mit einer Frist von mindestens 14 .

.. Tagen. In dringenden Fällen kann eine andere Form der Einberufung undeine

kürzere Frist gewähltwerden. Über die Dringlichkeit entscheidet der

Vorsitzende/die Vorsitzende der Gesellschafterversammlung oder sein/e “
Stellvertreter/in-gemeinsam-mit-dem/der-Aufsichtsratversitzenden. =

= (3) Der ordentlichen Gesellschafterversammlung sind der Jahresabschluss und der
. Lagebericht über das abgelaufene Geschäftsjahr mit dem Bestätigungsvermerk des

Abschlussprüfers sowie dem Prüfungsergebnis des Gemeindeprüfungsamtes der |
Bezirksregierung Köln vorzulegen. “ |

(4) Ist die Versammlung nicht ordnungsgemäß einberufen oder sind die Beschlüsse oder

Themen der Tagesordnung nicht ordnungsgemäß angekündigt worden, so können -

Zn | Beschlüsse nur gefasst werden, wenn sämtliche Gesellschafter anwesend oder

vertreten sind und einer Beschlussfassung nicht widersprechen.

(5) Den Versammlungsort bestimmt der/die Vorsitzende der Gesellschafterversammlung _
oder sein/e Stellvertreter/in-iR-Einverrehmenr-mit-dem/der-Versitzenden-des

u 29 0 M
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Vorsitz und Beschlussfassung in der Gesellschafterversammlung

(1) Die Gesellschafterversammlung bestimmt durch Wahleines-Mitgliedesaus-ihrer

Mitte-den Vorsitz und den stellvertretenden Vorsitz für die Dauer der kommunalen

Wahlperiode. Vorsitzender/Vorsitzende kann auch sein, wer nicht Vertreter der

Gesellschafterist, für den aber ein Teilnahmerecht beschlossen wurde. .

(2) Je 10,00 EURO eines Geschäftsanteils gewähren eine Stimme. |

m (3) Die dem einzelnen Gesellschafter zustehenden Stimmen können nur einheitlich

| abgegeben werden-,ansonsten sind sie ungültig. |

(4) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte des

Stammkapitals vertreten ist. Beschlüsse werden mit der Mehrheit der abgegebenen .

Stimmen gefasst, soweit dieser Vertrag oder das Gesetz nicht eine größere Mehrheit

. vorschreiben. ,

(5) Der Durchführung einer Versammlung bedarf es nicht, wenn alle Gesellschafter an
der schriftlichen Abstimmung teilnehmen.

Ä | 514

-  Sitzungsniederschrift

(1) Über die Verhandlungen und Beschlüsse der Gesellschafterversammlung ist, soweit

nicht notarielle Beurkundung erfolgen muss, eine Niederschrift zu fertigen. Sofern

die Gesellschafterversammlung keine anderen Bestimmungen trifft, hat der/die

Geschäftsführer /in die Niederschrift zu fertigen.

(2) Die Niederschrift ist von dem/der Vorsitzenden (6-Worte-fehlen) sowie von dem/der
Schriftführer/in zu unterzeichnen. _

(3) Die Niederschrift ist den Mitgliedern der Gesellschafterversammlung urd-den
. Mitsliedern-desAufsichtsrates zu übersenden.



| | M -11- " |

| b}a)
benenrenden-Vertreter/in, .

eb) 35vom-KreistagzubenennendenMitgliedern;
y ‚in je-beteili rei höriger Stadt/Gemeinde,

feinAbsatz.entfällt) .

2) Di A f . ht \ it Ü | inne kö . } Ä t | _ |

Zuständigkeit.d sieh |

N D A f . t t . t tä di fü . ,

u | E . 5 häf Ä Fi hi 6 häftsfül -
. e) dieBestellung.desAbsehlussprüferss,; I '
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b)dem/der-Hauptgemeindebeamter/Haupigemeindebeamtin-semäß-S-15-Abs-+-B} |
. ] . . Le-Y. t t in ] | . hö . Stä T [G ” ] . .

sie! „dertdie durch d fiel besti hird,

Zuständigkeit des Entwickl |Pröjel '

. Sondervermögens-(55)-Hierbeihater-darauf-zuachten,dass-dieZweeksetzung-der

Finanzmittel,nämlichdieFörderung Ee |
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{2}Der-Ertwieklungs-und-Prejektausschuss-hat-der-Geschäftsführunggegerüber-ein

S; | hi iehen- =
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Vorsitz des-Entwickl | Projel ' |

t . t i t \W hl . A italj | - Ai 1 t H je \V H fü

ließ ler} len Wahlperiode-

Vorsitzende/n-eder-dureh seine/n Stell 'in-einberufen- Die Si soll

Bekanntgabe-deszu-beratender-Ertwicklungsprejekteszu-erfolgen-In-dringenden

| | ER |
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nn Mitaliederfinnen-erdaungsgemäß-geladen-sind-und-werr-mindesters-vorjeder-der.
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Zustimmung-vor-mindestens-einem/einer-Hauptgemeindebeamter/Hauptgemeinde- |
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| IV. Abschnitt | |

153 |
Geschäftsführung

. (1) Die Geschäftsführung wird von der Gesellschafterversammlung bestellt und
abberufen. zu

(2) Die Gesellschaft hat eine/n oder mehrere Geschäftsführer / innen. Ist nur ein/e
Geschäftsführer/in bestellt, so vertritt er/sie die Gesellschaft allein. Sind mehrere
Geschäftsführer/innen bestellt, so wird die Gesellschaftdurch eine/n °

Geschäftsführer/innen in Gemeinschaft mit einem/einer weiteren |

Geschäftsführer/in oder einem/einer Prokuristen/ Prokuristin vertreten. Durch
Gesellschafterbeschluss können Geschäftsführer/innen oder

Liquidatoren/Liquidatorinnen Alleinvertretungsbefugnis erhalten und/oder kann

ihnen gestattet werden, im Namen der Gesellschaft mit sich im eigenen Namen

oder als Vertreter Dritter Rechtsgeschäfte vorzunehmen.
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(3) Die Geschäftsführung unterrichtet die Gesellschafterversammlung urd-den |
Aufsichtsrat, an derensser Sitzungen sie teilnimmt, regelmäßig über die

\ Angelegenheiten der Gesellschaft.

5 1624 |
Zuständigkeit der Geschäftsführung

(1) Die Geschäftsführung führt die Geschäfte der Gesellschaft eigenverantwortlich nach
Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen und dieses Gesellschaftsvertrages.

(2) Die Geschäftsführung hat insbesondere darauf zu achten, dass die Zweckbindung
des der Gesellschaft zur Verfügung gestellten Sondervermögens ($ 5) eingehalten

‚wird und dass eine getrennte Verwaltung erfolgt

(3) Die Geschäftsführung darf Mittel aus dem Sondervermögen bis zum einem jährlichen

Höchstbetrag von 25.000,00 EURO vergeben.Zum-Absehluss-außererdentlicher

Reel häf | besti Geschäfte die in.d Aufsich

| G } af } fü hi G } af fi fi fi Li t t . + } 1 f i

hi G haft fü i . | häl . | Z ti / 2 f * } { t -

(4) Weitere Einzelheiten können durch Gesellschafterbeschluss in einer |

Geschäftsordnung geregelt werden.In-der-vem-Aufsiehtsratzu-erlassenden

IV. Abschnitt |
Sonstige Bestimmungen
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Jahresabschluss u

(1) Die Bilanz sowie die Gewinn- undVerlustrechnung sind innerhalb der gesetzlichen

Frist aufzustellen und nach -Prüfung durch den Abschlussprüfer zusammen mit dem |
Lage-bericht für den genannten Zeitraum der Gesellschafterversammlung dem

. Aufsiehtsrat-vorzulegen. . . | | |.

(2) Jahresabschluss und Lagebericht werden in entsprechender Anwendung der
. Vorschriften des 3. Buches des Handelsgesetzbuches für große Kapitalgesellschaften

u und unter Beachtung der Bestimmungen von $ 108 Abs. 2 GO NW aufgestellt. Die

Prüfung erfolgt in entsprechender Anwendung der für Eigenbetriebe geltenden
Vorschriften. Im übrigen sind die sich aus den Bestimmungen der 88 53 Abs. 1 und
54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes ergebenden Rechte einzuräumen.

(3) Die in der Gesellschafterversammlung festgestellte Bilanz kann vonden
Gesellschaftern nur innerhalb einer Frist von 2 Monaten nach-Bekanntgabe in der2
ordentlichen Gesellschafterversammlung angefochten werden. |

| M | 8186 | |

| Gewinnverwendung |

(1) Ein etwaiger Jahresüberschuss der Gesellschaft abzüglich eines gegebenenfalls

vorhandenen und aus dem Jahresüberschuss zunächst abzudeckenden

. Verlustvorträges wird in voller Höhe einer gesonderten Rücklage der Gesellschaft,

zur Sicherung der Zweckerfüllung zugeführt. Hierbei ist die Trennung zwischen dem
Sondervermögen der Gesellschaft (8 5) und dem übrigen Vermögen der Gesellschaft
zu beachten. | =

(2) Wenn die Gesellschafterversammlung dies mit4/5teln-derabgegeberenStimmen _ |
beschließt und wenn eine etwaige Steuerbefreiung der Gesellschaft dadurch nicht

gefährdet ist, kann ein Jahresüberschuss auch an die Gesellschafter ausgeschüttet

. werden. Etwaige Überschüsse stehen in’ diesem Fall allein dem Rheinisch-Bergischen
Kreis zu.

b4
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5 1927 |
Dauer derGesellschaft. | |

(1)DieGesellschaft ist auf unbestimmte Zeit errichtet.

(2) Jeder Gesellschafter kann mit einer Frist von 6 Monaten zum Ende eines

Geschäftsjahres schriftlich seinen Austritt erklären. Durch den Austrittwird die
Gesellschaft nicht aufgelöst, sondern unter den nicht kündigenden Gesellschaftern
fortgeführt. Die Gesellschafterversammlung kann beschließen, dass der

Geschäftsanteil des ausscheidenden Gesellschafters eingezogen wird oder an

' Mitgesellschafter bzw. Dritte abzutreten ist. :

2028 ZZ |
Auflösung der Gesellschaft

(1) Im Fall der Auflösung hat die Geschäftsführung die Geschäfte abzuwickeln, sofern

die Gesellschafterversammlung nicht andere Personen dafür bestimmt.

(2) Bei Ausscheiden von Gesellschaftern oder bei Auflösung der Gesellschaft erhalten
die Gesellschafter ihre eingezahlten Stammeinlagen zurück. Zuschüsse zum
Sondervermögen, die der Rheinisch-Bergische Kreis geleistet hat, sind vorab -

soweit sie im Gesellschaftsvermögen noch vorhanden sind - an denRheinisch-
Bergischen Kreis zurückzuzahlen. Das gleiche gilt für andere Zuschüsse, die der _

Rheinisch-Bergische Kreis oder andere Gesellschafter an die Gesellschaft geleistet

haben. Weitere Zahlungsansprüche der Gesellschafter gegenüber der Gesellschaft

bestehen nicht.

| 2129 | |
Bekanntmachungen

/9,
Da
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Gesetzlich vorgeschriebene Bekanntmachungen werden im Amtsblatt für den

Regierungsbezirk Köln veröffentlicht. .

5 2230 | |
Schlussbestimmungen

Ist oder wird eine der Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages unwirksam, so wird

hierdurch die Wirksamkeit der übrigen Vorschriften nicht berührt. Der Vertrag bleibt
auch gültig, wenn einzelne Bestimmungen des Vertrages unwirksam oder

undurchführbar sein sollten. Ungültige Bestimmungen sind derart umzudeuten, dass der

mit der ungültigen Vorschrift beabsichtigte wirtschaftliche Zweck erreicht wird.

Entsprechend ist zu verfahren, wenn sich bei der Durchführung des Vertrages eine

ergänzungsbedürftige Lücke ergeben sollte. Alle Gesellschafter verpflichten sich, im
. Sinne der vorstehenden Regelung zur Erreichung des beabsichtigten Zweckes sowie zur

Schließung einer vertraglichen Lücke mitzuwirken. 2

a
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u 0 Stand: 30.01.2004

| GESELLSCHAFTSVERTRAG

_ der Rheinisch-BergischenWirtschaftsförderungsgesellschaft . | . | |
. mit beschränkter Haftung |

2 | 1. Abschnitt: | | |

Allgemeine Bestimmungen

= 2 81 . | .

Firma, Sitz und Geschäftsjahr der Gesellschaft

(1) Die Gesellschaft führt die. Firma =

"Rheinisch-BergischeWirtschaftsförderungsgesellschaftmit beschränkter Haftung .
(RBW)".

(2) Sitz der Gesellschaft ist Bergisch Gladbach. | .

| (3) Das Geschäftsjahr der Gesellschaft entspricht dem Kalenderjahr. oo.

0 82 = |

Gegenstand des Unternehmens

(1) Die Gesellschaft wird ergänzend zum eigenständigen örtlichen Angebot
wirtschaftsfördernder Leistungen der kreisangehörigen Kommunen nach

- Abstimmung und in Kooperation mit den Gesellschaftern tätig. . ,

(2) Die Gesellschaft versteht sich als Dienstleistungsunternehmen für die Unternehmen

im kreisangehörigen Raum und für die Gesellschafter. Zu ihren Aufgaben gehören

insbesondere

= a) Entwicklung und Vermarktung derwirtschaftlichen Kernkompetenzen,
b) Allgemeiner Firmenkundenservice, oo

“  e)Standortmarketing,

d) Tourismusförderung,

e) Unterstützung bei der Entwicklung von Gewerbeimmobilien

Ä Ä im |
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(3) Zur Erzielung dieser Geschäftszwecke kann sich die Gesellschaft an anderen
Unternehmen, Gesellschaften und Institutionen unmittelbar oder mittelbar beteiligen

und/oder deren Geschäftsführung übernehmen. | |

Hierbei ist darauf zu.achten, dass die Haftung der Gesellschaft auf einen bestimmten

im vorhinein festzulegenden Betrag begrenzt ist und die Vorschriften des $ 108 Abs.

1 und Abs. 2 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen eingehalten werden.

s3

| Wirtschaftsförderung

(1) Die Gesellschaft verfolgt ausschließlich und unmittelbar Zwecke der

. Wirtschaftsförderung im Sinne des Schreibens des Bundesministers der Finanzen

vom 04.01.1996 - IV B 7-52738-17/95. Sie ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel der Gesellschaft dürfen nur für .

satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Gesellschafter erhalten keine
Zuwendungen aus Mitteln der Gesellschaft. Keine Person darf durch Ausgaben, die |

dem Zweck der Gesellschaft fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe

Vergütungen begünstigt werden.

(2) Bei Auflösung der Gesellschaft sind den Gesellschaftern ihre Einlagen - auch soweit |
sie als Zuschuss gewährt und als Rücklagen gebucht worden sind - zurückzuzahlen

und das übrige Vermögen zu steuerbegünstigten Zwecken zu verwenden.

Beschlüsse über die künftige Verwendung des Vermögens dürfen erstnach _

Einwilligung des Finanzamtes ausgeführt werden.

| | 54 | |
Stammkapital und Geschäftsanteile

(1) Das Stammkapital beträgt |

. 74.300,00 EURO

(in Worten: vierundsiebzigtausenddreihundert EURO).

Das Stammkapital ist vollständig eingezahlt.

2. bb



.(2) Andem Stammkapital sind mit folgenden Geschäftsanteilen beteiligt: | on

EURO |

a) der Rheinisch-Bergische Kreis mit 37.900,00

b) die Stadt Bergisch Gladbach mit ' 7.020,00

die Stadt Burscheidmitt 1.040,00
| die Stadt Leichlingen mit M 1.820,00

die Stadt Wermelskirchen mit u 2.600,00
| die Gemeinde Kürten mit ..71.040,00

u die Gemeinde Odenthal mit en 1.040,00 |
2... die Stadt Overath mit nn 1.820,00

| die Stadt Rösrath mit , 1.820,00

6) . die KSK-Kapitalbeteiligung Holding GmbH der
Kreissparkasse Köln mit = M 7.800,00 |

die Stadtsparkasse Wermeiskirchenmit Re 1.300,00. |
d) die Bensberger Bank eG | .

die Paffrather Raiffeisenbank eG |

| | die Raiffeisenbank Kürten/OdenthaleG . | |
die Raiffeisenbank Overath-Rösrath eG

in Gesellschaft bürgerlichen Rechtsmit 9.100,00
Gesamt Ä | | 74.3000,00

85 . | |
Sondervermögen |

(1) Das Sondervermögen der Gesellschaft in Höhe von3.506.605,32 EURO (Stand |
31.12.2003) wird zur gezielten Förderung des Unternehmensgegenstandes |
eingesetzt. Die Einzelheiten der Verwendung werden in einer gesonderten |
Vergaberichtlinie geregelt. Die Organe der Gesellschaft können jährlich bis zu
folgenden Höchstbeträgen Vergaben aus dem Sondervermögen vornehmen:

a) Geschäftsführung 25.000,00

= b) Gesellschafterversammlung unbegrenzt
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(2) Im Falle der Auflösung der Gesellschaft oder des Ausscheidens des Rheinisch- .
Bergischen Kreises aus der Gesellschaft ist dem Rheinisch-Bergischen Kreis dervon .

ihm geleistete Zuschuss - soweit noch vorhanden - zurückzugewähren. Eine

vorzeitige Rückzahlung kann der Rheinisch-Bergische Kreis nicht verlangen.

Ss

Veräußerung und Abtretung von Geschäftsanteilen

Die Veräußerung und die Abtretung von Geschäftsanteilen bedürfen der Zustimmung der

Gesellschafterversammlung.

E : 87

| | Verpfändung von Geschäftsanteilen

Die Geschäftsanteile dürfen nicht verpfändet odersonstwie mit Rechten anderer belastet
| . werden.

| $8

Wirtschaftsplan, Gesellschaftszuschuss. .

(1) Die Geschäftsführung erstellt unter Beachtung der Bestimmungen des $ 108 Abs. 2
GO NRW einen jährlichen Wirtschaftsplan mit Aufwendungen und Erträgen, der von

der Gesellschafterversammlung vor Beginn eines Geschäftsjahres zu beschließen

ist. DerWirtschaftsführung ist eine fünfjährige Finanzplanung zugrunde zu legen.

(2) Zur Deckung etwaiger Verluste aus dem gewöhnlichen Tätigkeitsbereich der

Gesellschaft außerhalb des Sondervermögens nach $ 5 sowie außerhalb der

Betätigungen von Beteiligungsgesellschaften der Gesellschaft, wenn die Gesellschaft .

sich zur ganzen oder teilweisen Verlustdeckung verpflichtet hat, leistet der =

2 Rheinisch-Bergische Kreis einen jährlichen Zuschuss in Höhe von

- EURO 450.000,00.
(in Worten: vierhundertfünfzigtausend EURO)

| {of |
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an die Gesellschaft. Der Zuschuss soll in vier Teilraten quartalsmäßig gezahlt .

werden. Der Rheinisch-Bergische Kreis ist berechtigt, den Zuschuss angemessen

. herabzusenken, wenn der Zuschuss andernfalls im Verhältnis zurErtragslage der
Gesellschaft unangemessen hoch wäre. Der Zuschuss des Rheinisch-Bergischen

on Kreises wird gegen etwaige Verluste derGesellschaft gebucht, soweiterdiesen .
Betrag übersteigt, erfolgt eine Verbuchung auf gesondertem Rücklagenkonto | \

"zugunsten des Rheinisch-Bergischen Kreises. Abgesehen.von den Bestimmungen in

nachfolgendem Abs. 3 ist der Rheinisch-Bergische Kreis nicht zu weiteren

. . Zuschüssen oder einer Verlustabdeckung verpflichtet. Die übrigen Gesellschafter

sind grundsätzlich weder zu einer Zuschussgewährung noch einer Verlustabdeckung
gegenüber der Gesellschaft verpflichtet. =

. (3) Der Rheinisch-Bergische Kreis verpflichtet sich, für die Wahrnehmung touristister
Aufgaben einen jährlichen Zuschuss in Höhe von |

BE EURO 70.000,00

. (in Worten: siebzigtausend Euro) oo

an die Gesellschaft zu leisten.

| 89
‘Organe der Gesellschaft nn

. . - / x “

Organe der Gesellschaft sind:

2. a) Die Gesellschafterversammlung,

| b) die Geschäftsführung. | .

| Il. Abschnitt \ | N

. -  Gesellschafterversammlung -

(1) In dieGesellschafterversammlung entsenden: .
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a) der Rheinisch-BergischeKreis 9 Vertreter

davon M — |
- den Landrat/die Landrätin des Kreises oder .

ein/eine von ihm/ihr Beauftragte/r,

- je Kreistagsfraktion ein Grundmandat

- restliche Vertreter/innen werden vom

Kreistag bestimmt .

b) die beteiligten kreisangehörigen Kommunen je 1 Vertreter

c) die KSK-Kapitalbeteiligung Holding GmbH sowie

| die Stadtsparkasse Wermelskirchen je 1 Vertreter

d) die GbR der Volks- und Raiffeisenbanken

im Rheinisch-Bergischen Kreis 1 Vertreter

(2) Die Kommunalvertreter/innen müssen Mitglieder der jeweiligen

Vertretungskörperschaft, Bedienstete der jeweiligen kreisangehörigen

Städte/Gemeinden oder des Rheinisch-Bergischen Kreises sein. Die Vertretung der

übrigen Gesellschafter richtet sich nach deren gesetzlichen Vorschriften.

(3) Die Gesellschafterversammlung kann Dritten, d.h.. Personen, die nicht Vertreter der
Gesellschafter sind, durch Beschluss ein Teilnahmerecht einräumen.

811 .
Zuständigkeit der Gesellschafterversammlung

(1) Die Gesellschafterversammlung beschließt unbeschadet gesetzlicher Vorschriften

und ihr in diesem Vertrag an anderer Stelle zugewiesener Aufgaben über |

a) den jährlichen Wirtschaftsplan

b) die Erhöhung oder Herabsetzung des Stammkapitals,

c) sonstige Änderungen des Gesellschaftsvertrages,

d) die Aufnahme von Gesellschaftern, |

e) die Feststellung des Jahresabschlusses nach Entgegennahme der Berichte der.
Geschäftsführung und die Verwendung der Ergebnisse,

f) die Entlastung der Geschäftsführung, |

\ g) die Geltendmachung von Ersatzansprüchen gegen die Geschäftsführung,

N
M FD



| h) die Auflösung der Gesellschaft, | | | |
i) die Bestellung und Abberufung der Geschäftsführung, 2

j) den Abschluss und die Änderung von Unternehmensverträgen im Sinne der 8$ -

291 und 292 Abs. 1 des Aktiengesetzes, |

k) den Erwerb und die Veräußerung von Unternehmen und Beteiligungen,
1 die Vergabe von Mitteln aus dem Sondervermögen neben der Zuständigkeit der

Geschäftsführung.

- (2) Beschlüssezub), c), d), 9) und h) bedürfen der Mehrheit von 4/5 der abgegebenen
Stimmen.

; 8 12 .

Einberufung der Gesellschafterversammlung -

(1) DieGesellschafterversammlung ist jährlich - spätestens 6 Monate nach Schluss des
Geschäftsjahres - als ordentliche Gesellschafterversammlung einzuberufen. .
Außerdem muss die Gesellschafterversammlung einberufen werden, wenn
Gesellschafter, deren Geschäftsanteile mindestens dem zehnten Teil des

Stammkapitals entsprechen, zwei Gesellschafter oder die Geschäftsführung es für
erforderlich halten. | u |

(2) Die Einberufung der Gesellschafterversammlung erfolgt durch den Vorsitzenden/die |

Vorsitzende der Geselischafterversammlung oder seinen/seine Stellvertreter/in unter

Angabe der Tagesordnung durch Brief mit einer Frist von mindestens 14 Tagen. In
dringenden Fällen kanneine andere Form der Einberufung und’eine kürzere Frist

gewählt werden. Über die Dringlichkeit entscheidet der Vorsitzende/die Vorsitzende

der Gesellschafterversammlung oder sein/e Stellvertreter/in,

(3) Der ordentlichen Gesellschafterversammlung sind der Jahresabschluss und der
i Lagebericht über das abgelaufene Geschäftsjahr mit dem Bestätigungsvermerk des

. Abschlussprüfers sowie dem Prüfungsergebnis des Gemeindeprüfungsamtes der

Bezirksregierung Köln vorzulegen. .

(4) Ist die Versammlung nicht ordnungsgemäß einberufen oder sind die Beschlüsse oder
Themen der Tagesordnung nicht ordnungsgemäß angekündigt worden, so können

. oo. | #7 | nn
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Beschlüsse nur gefasst werden, wenn sämtliche Gesellschafter anwesend oder

vertreten sind und einer Beschlussfassung nicht widersprechen.

(5) Den Versammlungsort bestimmt der/die Vorsitzende der Gesellschafterversammlung

oder sein/e Stellvertreter/in.

8 13 —

- Vorsitz und Beschlussfassung in der Gesellschafterversammlung |

(1) Die Gesellschafterversammlung bestimmt durch Wahl den Vorsitzundden .

stellvertretenden Vorsitz für die Dauer der kommunalen Wahlperiode.

Vorsitzender/Vorsitzende kann auch sein, wer nicht Vertreter der Gesellschafter ist,

für den aber ein Teilnahmerecht beschlossen wurde. |

(2) Je 10,00 EURO eines Geschäftsanteils gewähren eine Stimme.

(3) Die dem einzelnen Gesellschafter zustehendenStimmen können nur einheitlich

abgegeben werden,ansonsten sind sie ungültig.

(4) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte des

Stammkapitals vertreten ist. Beschlüsse werden mit der Mehrheit der abgegebenen
Stimmen gefasst, soweit dieser Vertrag oder das Gesetz nicht eine größere Mehrheit |
vorschreiben.

(5) Der Durchführung einer Versammlung bedarf es nicht, wenn alle Gesellschafter an

der schriftlichen Abstimmung teilnehmen.

8 14

Sitzungsniederschrift

(1) Über die Verhandlungen und Beschlüsse der Gesellschafterversammiung ist, soweit

nicht notarielle Beurkundung erfolgen muss, eine Niederschrift zu fertigen. Sofern die

Gesellschafterversammlung keine anderen Bestimmungen trifft, hat der/die

Geschäftsführer/in die Niederschrift zu fertigen. |

n j
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(2) Die Niederschrift ist von. dem/der Vorsitzenden sowie von dem/der Schriftführer/in zu
unterzeichnen.

Be (3) Die Niederschrift ist den Mitgliedern der Gesellschafterversammiung zu übersenden.

, ; Il. Abschnitt | | “

= | 0 8 15 | | |
| | Geschäftsführung |

’ -(1) Die Geschäftsführung wird von der Gesellschafterversammlüng bestellt und

abberufen.

0 (2) Die Gesellschaft hat eine/n oder.mehrere Geschäftsführer/innen. Ist nur ein/e | \
Geschäftsführer/in bestellt, so vertritt er/sie die Gesellschaft allein. Sind mehrere

Geschäftsführer/innen bestellt, so wird die Gesellschaft durch eine/n

 Geschäftsführer/innen in Gemeinschaft mit einem/einerweiteren Geschäftsführer/in
| oder einem/einer Prokuristen/Prokuristin vertreten. Durch Gesellschafterbeschluss

\ können’Geschäftsführer/innen oder Liquidatoren/Liquidatorinnen
Alleinvertretungsbefugnis erhalten und/oder kann ihnen gestattet werden, im Namen

der Gesellschaft mit sich im eigenen Namen oder als Vertreter Dritter
Rechtsgeschäfte vorzunehmen. | | |

(3) Die Geschäftsführung unterrichtet die Gesellschafterversammlung ‚, an deren

Sitzungen sie teilnimmt, regelmäßig über die Angelegenheiten der Gesellschaft. -

| Ps $ 16 nn | |

Zuständigkeit der Geschäftsführung

. (1) Die Geschäftsführung führt die Geschäfte der Gesellschaft eigenverantwortlich nach .

Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen und dieses Gesellschaftsvertrages. \

| 7 | |
| 2 Ki .
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(2) Die Geschäftsführung hat insbesondere darauf zu achten, dass die Zweckbindung

des der Gesellschaft zur Verfügung gestellten Sondervermögens (8 5) eingehalten

wird und dass eine getrennte Verwaltung erfolgt

(3) Die Geschäftsführung darf Mittel aus dem Sondervermögen bis zum einem jährlichen
Höchstbetrag von 25.000,00 EURO vergeben.

(4) Weitere Einzelheiten können durch Gesellschafterbeschluss in einer
Geschäftsordnung geregelt werden.

IV. Abschnitt

Sonstige Bestimmungen \

8 17 |

. Jahresabschluss

. (1) Die Bilanz sowie die Gewinn- undVerlustrechnung sind innerhalb der gesetzlichen
Frist aufzustellen und nach Prüfung durch den Abschlussprüfer zusammen mit dem

- Lagebericht für den genannten Zeitraum der Gesellschafterversammlung vorzulegen.

(2) Jahresabschluss und Lagebericht werden in entsprechender Anwendung der |

Vorschriften des 3. Buches des Handelsgesetzbuches für große Kapitalgesellschaften |

und unter Beachtung der Bestimmungen von 8 108 Abs. 2 GO NW aufgestellt. Die

Prüfung erfolgt in entsprechender Anwendungder für Eigenbetriebe geltenden

Vorschriften. Im übrigen sind die sich aus den Bestimmungen der 88 53 Abs. 1 und

54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes ergebenden Rechte einzuräumen.

.(3) Die in der Gesellschafterversammlung festgestellte Bilanz kann von den

Gesellschaftern nur innerhalb einer Frist von 2 Monaten nach Bekanntgabe in der
ordentlichen Gesellschafterversammlung angefochten werden.

| | Al; | |
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. | Gewinnverwendung e | Ä

(1) Ein etwaiger Jahresüberschuss der Gesellschaft abzüglich eines gegebenenfalls

vorhandenen und aus dem Jahresüberschuss zunächst abzudeckenden

Verlustvortrages wird in voller Höhe einer gesonderten Rücklage der Gesellschaft zur
Sicherung der Zweckerfüllung zugeführt. Hierbei ist die Trennung zwischen dem .

- Sondervermögen der Gesellschaft ($ 5) und dem übrigen Vermögen der Gesellschaft
zu beachten. \

(2) Wenn die Gesellschafterversammlung dies beschließt und wenn eine etwaige .

Steuerbefreiung der Gesellschaft dadurch nicht gefährdet ist, kann ein

“  Jahresüberschuss auch an die Gesellschafter ausgeschüttet werden. Etwaige

Überschüsse stehen in diesem Fall allein dem Rheinisch-Bergischen Kreis zu.

819 M | |
. Dauer der Gesellschaft |

(1) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit errichtet. |

' (2) Jeder Gesellschafter kann mit einer Frist von & Monaten zum Ende eines

Geschäftsjahres schriftlich seinen Austritt erklären. Durch den Austritt wird die

Gesellschaft nicht aufgelöst, sondern unter den nicht kündigenden Gesellschaftern
_ fortgeführt. Die Gesellschafterversammlung kann beschließen, dass der
Geschäftsanteil des ausscheidenden Gesellschafters eingezogen wird oder an \

Mitgesellschafter bzw. Dritte abzutreten ist.

Auflösung der Gesellschaft .

(1) Im Fall der Auflösung hat die Geschäftsführung die Geschäfte abzuwickeln, sofern die
 Gesellschafterversammlung nicht andere Personen dafür bestimmt.

. N no “ zu B \
. - Ed : .
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(2) Bei Ausscheiden von Gesellschaftern oder beiAuflösung der Gesellschaft erhalten
die Gesellschafter ihre eingezahlten Stammeinlagen zurück. Zuschüsse zum

Sondervermögen, die der Rheinisch-Bergische Kreis geleistethat, sind vorab - soweit

sie im Gesellschaftsvermögen noch vorhanden sind - an den Rheinisch-Bergischen

Kreis zurückzuzahlen. Das gleiche gilt für andere Zuschüsse, die der Rheinisch-

Bergische Kreis oder andere Gesellschafter an die Gesellschaft geleistet haben.

Weitere Zahlungsansprüche der Gesellschafter gegenüber der Gesellschaft bestehen

nicht. . |

821

Bekanntmachungen

 - Gesetzlich vorgeschriebene Bekanntmachungen werden im Amtsblatt für den
Regierungsbezirk Köln veröffentlicht.

822

oo. Schlussbestimmungen

Ist oder wird eine der Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages unwirksam, so wird

hierdurch die Wirksamkeit der übrigen Vorschriften nicht berührt. Der Vertrag bleibt auch

gültig, wenn einzeine Bestimmungen des Vertrages unwirksam oder undurchführbar sein

sollten. Ungültige Bestimmungen sind derart umzudeuten, dass der mit der ungültigen |
Vorschrift beabsichtigte wirtschaftliche Zweck erreicht wird. Entsprechend ist zu

verfahren, wenn sich bei der Durchführung des Vertrages eine ergänzungsbedürftige

Lücke ergeben sollte. AlleGesellschafter verpflichten sich, im Sinne der vorstehenden.

Regelung zur Erreichung des beabsichtigten Zweckes sowie zur Schließung einer. .

vertraglichen Lücke mitzuwirken.

- N + . .
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Richtlinie für die Vergabe von Mitteln aus dem Sondervermögen

81 .

(1) Das Sondervermögen dient der gezielten Förderung der Wirtschaft im Rheinisch-
Bergischen Kreis. \

(2) Es dient im Einzelnen der Finanzierung der im Gesellschaftsvertrag und aufgrund von
Beschlüssen desWirtschaftsrates-uneder Gesellschafterversammlung bestimmten Zwecke

‚ der Gesellschaft. Hierzu zählt auch die Unterstützung bei der Entwicklung von Gewerbeim-

mobilien und deren Vermarktung.

| | 52 |

(1) Das Sondervermögen ist langfristig zu erhalten. Hierzu ist an die Mittelverwendung
grundsätzlich eine Rückzahlungsverpflichtung gekoppelt. Eine projektbezogene oder in-
vestive Verwendung des Sondervermögens ohne zwingende Rückzahlungsverpflichtung

“soll ausschließlich massvoll erfolgen. Hierdurch darf der langfristige Erhalt des Vermögens
nicht gefährdet werden.

(2) Zur Finanzierung von Gutachten, Planungen, Bewertungen etc. für die Entwicklung von
Gewerbeflächen können die Kommunen kurzfristig Mittel anfordern. Die Mittel werden zins-
los zur Verfügung gestellt und sind innerhalb des nächsten Haushaltsjahres zurückzuzah-

len.

(3) Soweit Kommunen für die 0.g. Förderbereiche Kommunal- und Kassenkredite aufneh-
men, werden Zinsen zu 100 % erstattet. Die Kommune zahlt diese Beträge spätestens nach

5 Jahren an die Gesellschaft zurück.

83

Die Zuständigkeit zur Beschlussfassung über die Vergabe von Mitteln aus dem Sonderver-
mögen richtet sich nach den Vorschriften des Gesellschaftsvertrages.
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